
Stellungnahme des TMDI (Stand: 09.07.2026) 

 

Länderanhörung zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen 
Infrastruktur und zur Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung 

 

1. Allgemeine Anmerkungen: 

Die Art und Weise dieser Länderanhörung wird ausdrücklich kritisiert! Aus hiesiger Sicht ist 
kein tragfähiger Grund ersichtlich, warum unmittelbar vor der Sommerpause ein 
Gesetzentwurf mit einer derartigen Eilbedürftigkeit (Fristsetzung 2 Arbeitstage) für eine 
Stellungnahme versandt wird. Eine detailliertere inhaltliche Prüfung innerhalb der gesetzten 
Frist war nicht möglich, es drängt sich der Verdacht auf, dass genau dies Ziel dieser kurzen 
Frist ist. Der Qualität von Gesetzen und der demokratischen Legitimation der 
Gesetzgebung insgesamt ist ein solches - leider auch bei anderen Gesetzentwürfen derzeit 
zu beobachtendes - Vorgehen des Bundes nicht zuträglich! 

Auf Grund der kurzen verfügbaren Zeit bleibt Weiteres im weiteren Verfahren vorbehalten.   

Es wird um Berücksichtigung der folgenden Anmerkungen im weiteren Verfahren gebeten. 

 

Fachliche Stellungnahme 

1. Bereits seit 1990 verfolgt der Gesetzgeber das Ziel der Planungsbeschleunigung, 
Verfahrensvereinfachung und Priorisierung wichtiger Infrastrukturprojekte. Gerade in 
TH wurden mit den Verkehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz vom 16. Dezember 
1991 sehr gute Erfahrungen gemacht. Ohne dieses Gesetz wäre eine Umsetzung der 
VDE-Projekte nicht in einer derart kurzen Zeit möglich gewesen. Nach dem der Pakt 
für Planungs-, Genehmigungs- und Umsetzungsbeschleunigung zwischen Bund und 
Ländern Ende 2022 wurde im Ende 2025 die Föderale Modernisierungsagenda 
(FöMA) beschlossen. Eine der darin enthaltenen Maßnahmen mit dem Ziel, Planung 
und Genehmigung weiter zu vereinfachen, digitalisieren und erheblich beschleunigen 
ist das InZuG. Noch während das parlamentarische Verfahren zum InZuG läuft, soll 
nunmehr parallel mit dem NatInfG ein neues Artikelgesetz auf den Weg gebracht 
werden, das offenbar ein gegenteiliges Ziel verfolgt, in jedem Fall aber eine 
gegenteilige Wirkung haben wird. Nach der Vielzahl der in den letzten Jahren 
beschlossenen verfahrensrechtlichen Beschleunigungen, wäre nach dem InZuG und 
mit Stichtagsregelungen und einer materiellen Präklusion ein funktionierendes 
Verfahrensrecht vorhanden. Die Ursachen für lange Verfahren liegen hauptsächlich im 
materiellen Recht, d.h. eine weitere Beschleunigung erfordert Vereinfachungen 
materiell-rechtlicher Regelungen, insbesondere im Bereich Umwelt/Naturschutz, aber 
auch Wasserrecht und Klimaschutz. Dahingehend enthalten der 
Planungsbeschleunigungspakt und die FöMA Maßnahmen, insbesondere das 
Grundprinzip der 1:1-Umsetzung EU-rechtlicher Vorgaben bzw. die Rückführung der 
Übererfüllung von EU-Recht. Anstelle also die beispielsweise im Artenschutz erfolgte 
mehr als 1:1-Umsetzung EU-rechtlicher Vorgaben zurück zu nehmen, werden offenbar 
mit dem NatInfG neue eine Verfahrensbeschleunigung zuwiderlaufend Hürden 
aufgebaut. Es wird insoweit nicht verkannt, dass die Sicherung von großflächigen 
naturbestimmten Bereichen auf Grundlage der Schutzgebietskulisse wichtig ist, jedoch 
ist es auch staatliche Aufgabe, eine für die Daseinsvorsorge wichtige funktionierende 
Infrastruktur zur Verfügung zu stellen. Die zu begrüßende Eröffnung der Möglichkeit 



für eine Ersatzgeldzahlung im InZuG reduziert den personellen, planerischen und somit 
finanziellen Aufwand und trägt zu einer Beschleunigung bei. Es wird jedoch erwartet, 
dass ein Teil der Kompensationsumfänge aufgrund verschiedenster Erfordernisse 
(Artenschutz, FFH-Verträglichkeit) weiterhin als Realkompensation erforderlich sein 
wird. Ein nunmehr durch das NatInfG ohne erkennbaren äußeren Anlass erfolgende 
Neutralisierung der mit dem InZuG verfolgten Erleichterungen durch Verkomplizierung 
oder Verteuerung (mit Auswirkung auf die Wirtschaftlichkeit), ist nicht vermittelbar.  

Darüber hinaus stellt eine rechtskonforme Anwendung der bereits derzeit vorhandenen 
Vielzahl von Regelungen und rechtlichen Vorgaben deren Anwender vor große 
Herausforderungen, was nicht zuletzt angesichts des Umweltstrafrechts mit bisweilen 
nicht unerheblichen Risiken verbunden sind.  

 

2. Der Erfüllungsaufwand ist dem Entwurf nicht vollumfänglich beigefügt (Hinweis im 
Referentenentwurf: „[Angaben zum Erfüllungsaufwand werden nachgereicht]“), was 
die Bewertung erschwert. 
 
Anhand der Ausführungen im Referentenentwurf ist der Erfüllungsaufwand jedoch 
nach hiesiger Einschätzung höher als dargestellt. Dies ergibt sich zum einen aus 
zusätzlichen bürokratischen Aufwendungen und zum anderen aus erhöhten 
Ausgleichszahlungen.  

 

2. Anmerkungen zu § 1 BNatSchG-E: 

In Absatz 3 im Entwurf für die neue Nummer 4 im letzten Halbsatz Wegfall der Klammer 
für die Passage „...[und die Verkehrsfunktion der Bundeswasserstraßen]...“, d.h. die 
Passage „…und die Verkehrsfunktion der Bundeswasserstraßen…“ soll in dieser Form 
(eben ohne Klammer) im Gesetzestext aufgeführt sein. 

 

6. Anmerkungen zu § 15 BNatSchG-E: 

a) Es sollte in Absatz 2 ergänzt werden: "Ersatzmaßnahmen für Bundesfernstraßen, die 
der Erhöhung der Biodiversität dienen, insbesondere wiedervernetzende Maßnahmen 
oder Maßnahmen, die der Wiederherstellung im Hinblick auf die Verordnung (EU) 
2024/1991 dienen, gelten auch dann als im betroffenen Naturraum gelegen, wenn sie 
innerhalb desselben Landes, in dem der Eingriff erfolgt, durchgeführt werden."  

 
c) Absatz 3b erhöht Aufwand und Kosten für den Vorhabenträger und läuft damit dem 

Beschleunigungsgedanken des InZuG und auch der Föderalen 
Modernisierungsagenda zuwider. 

 
d) Der nach Absatz 4 Satz 2 eingefügte Satz wird abgelehnt. Dieser neue Satz bewirkt, 

dass die Sicherung von A+E-Maßnahmen bei Straßen quasi dauerhaft zu erfolgen hat, 
unterstellt, eine neue gebaute bzw. um- und ausgebaute Straße bleibt auf unbestimmte 
Zeit bestehen (Dauer der vorhabenbezogener Wirkung). Derzeit steht in § 15 Abs. 4, 
dass A+E-Maßnahmen in dem jeweils erforderlichen Zeitraum zu unterhalten und 
rechtlich zu sichern sind und die zuständige Behörde nach sachgerechter Abwägung 
(also die Planfeststellungsbehörde) dies im Zulassungsbescheid (als dem 
Planfeststellungsbeschluss) festlegt. Die zusätzliche Belastung widerspricht der 
Föderalen Modernisierungsagenda. 

 



g) Der neue Satz 4 hat keine sachliche Begründung und wird abgelehnt. Die Festsetzung 
eines zusätzlichen Aufschlages erscheint willkürlich und läuft damit dem 
Beschleunigungsgedanken des InZuG und auch der Föderalen 
Modernisierungsagenda zuwider. 

 
 
7. Anmerkungen zu § 15a BNatSchG-E: 

Entsprechend der Forderung der Länder im Entschließungsantrag zum InZuG (BR-Drs. 
390/26) muss diese benannte Stelle, die bei den jeweiligen Ländern vorhandene sein. 

Es macht mit Blick auf einen generell gewollten Bürokratieabbau (vgl. auch Intention 
Föderalen Modernisierungsagenda) keinen Sinn, auf Bundesebene neue Strukturen 
aufzubauen, wenn es in den Ländern schon zum gleichen Zweck welche gibt. 

 

8. Anmerkungen zu § 15b BNatSchG-E: 

Absatz (2) Satz 2 ermöglicht zusätzliche bürokratische Aufwendungen, widerspricht damit 
dem Gedanken der Föderalen Modernisierungsagenda und ist abzulehnen.  

 

10. Anmerkungen zu § 20 BNatSchG-E: 

Die Forderung erschwert die Infrastrukturentwicklung über das vorhanden Maß hinaus und 
läuft damit dem Beschleunigungsgedanken des InZuG und auch der Föderalen 
Modernisierungsagenda zuwider. 

 

14. Anmerkungen zu § 54 BNatSchG-E: 

Statt der Verlagerung auf eine Verordnung wird es für erforderlich gehalten, an geeigneter 
Stelle folgende Regelung aufzunehmen:  

„(7) Entspricht die betriebliche Unterhaltung an Bundesfernstraßen den sich aus dem 
Recht der Bundesfernstraßen und den anerkannten Regeln der Technik ergebenden 
Anforderungen an die gute fachliche Praxis, verstößt sie nicht gegen die Zugriffs-, Besitz- 
und Vermarktungsverbote.“  

Zudem ist eventuell nicht nur eine Anhörung, sondern auch die Zustimmungspflicht der 
„beteiligten Kreise“ zu erwägen. Zustimmungspflicht durch den Bundesrat ist zwar 
verpflichtend formuliert, im Konfliktfall würde jedoch ein betroffener Kreis über die jeweilige 
Landesregierung vorstellig werden müssen. Darum wäre eine Zustimmungspflicht der 
Kreise möglicherweise ein vereinfachender Weg. 

 

17. Anmerkungen zu § 74 BNatSchG-E: 

Laut Nr. 39 der Föderale Modernisierungsagenda werden Evaluierungspflichten reduziert 
und künftig möglichst anlassbezogen und nicht rein turnusmäßig erfolgen.  
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